
Institutionelle Regelungen spielen eine
herausragende Rolle bei der Erklärung der
international und intertemporal unter-
schiedlichen Entwicklung der Arbeitslo-
senquote (für eine Übersicht vgl. Nickell
2003). Zu diesen Regelungen gehören
zum Beispiel die Höhe und die Dauer der
Zahlung von Arbeitslosengeld, die Belas-
tung des Faktors Arbeit mit Steuern und
Abgaben, die Art der Lohnfindung (Ko-
ordinierungs- und Zentralisationsgrad,
Bindung an Tarifverträge usw.), die Ge-
werkschaftsmacht und die Art und Inten-
sität des Kündigungsschutzes.

In der Literatur wurde bisher vor allem die
Abhängigkeit der Arbeitslosenquote von
Arbeitsmarktinstitutionen untersucht (vgl.
Nickell 1997; Blanchard und Wolfers
2000; Nickell und Layard 1999 sowie
Berthold und Fehn 2002). Arbeitsmarkt-
institutionen haben auch Einfluss auf an-
dere Leistungsindikatoren des Arbeits-
marktes. So finden beispielsweise Go-
mez-Salvador, Messina und Vallanti
(2004), dass ein höherer Kündigungs-
schutz und eine großzügigere Arbeitslo-
senunterstützung einen negativen Effekt
auf die Anzahl der neu entstehenden Ar-
beitsplätze haben. Die Studie von Messi-
na (2004) zeigt, dass eine höhere Ge-
werkschaftsmacht und ein höherer Kün-
digungsschutz negativ auf die Expansion
der Beschäftigung im Dienstleistungs-
sektor wirken.

Der Kündigungsschutz steht in diesem Bei-
trag im Mittelpunkt des Interesses. Wir ana-
lysieren, wie sich der Kündigungsschutz

auf die Arbeitsintensität des Wachstums
auswirkt, konkret, wie die so genannte Be-
schäftigungsschwelle von der Intensität
des Kündigungsschutzes abhängt.

Die Beschäftigungsschwelle

Unter der Beschäftigungsschwelle versteht
man die Wachstumsrate des BIP, bei der
sich die Beschäftigung nicht ändert.
Wächst das BIP stärker, steigt die Be-
schäftigung, wächst das BIP langsamer,
sinkt sie. Die Beschäftigungsschwelle ist
aber keine exogene Variable, sondern
hängt von einer Reihe ökonomischer Fak-
toren ab. Dies sieht man am einfachsten,
wenn man sie explizit aus einer Arbeits-
nachfragefunktion herleitet. Berücksichtigt
man beispielsweise als Produktionsfakto-
ren Arbeit und Kapital, ist bei einem kos-
tenminimierenden Verhalten die Wachs-
tumsrate des Arbeitseinsatzes gegeben
durch:

(1)

� ist die Wachstumsrate der totalen Fak-
torproduktivität, � (< 0) ist die Elastizität
der Arbeitsnachfrage bezüglich des Lohn-
satzes und � (> 0) diejenige bezüglich der
Produktion. wL bezeichnet die Wachs-
tumsrate des Arbeitseinsatzes, wI die
Wachstumsrate des relativen Inputprei-
ses Lohn/Kapitalnutzungskosten und wY

die Wachstumsrate der Produktion.
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Die Beschäftigungsschwelle erhält man, indem man in Glei-
chung (1) die Wachstumsrate der Beschäftigung, wL, gleich
null setzt. Der Wert von wY, der diese Gleichung löst, ist die
Beschäftigungsschwelle, die im Folgenden mit BS be-
zeichnet wird. Sie ist gegeben durch

(2)

Die maßgeblichen Faktoren für die Beschäftigungsschwel-
le sind der technische Fortschritt und die Wachstumsrate
des Lohns (relativ zu den Kapitalnutzungskosten). Steigt
die Wachstumsrate der totalen Faktorproduktivität oder des
Lohns, erhöht sich die Beschäftigungsschwelle. Änderun-
gen von relativen Inputpreisen können aber auch die Ar-
beitsnachfrageelastizitäten � und � beeinflussen (für eine all-
gemeine Diskussion dieser Aspekte und verschiedener Er-
weiterungen vgl. Flaig und Rottmann 2001).

In diesem Beitrag verzichten wir darauf, strukturelle Ar-
beitsnachfragefunktionen zu schätzen, sondern spezifizie-
ren die Schätzgleichung als

(3)

wobei der Koeffizient �1,t sich über die Zeit verändern darf.
Da dieser Parameter den Term  –� + �wI aus Gleichung (1)
repräsentiert, ist unmittelbar einsichtig, dass Schwankun-
gen der Wachstumsrate des Lohnsatzes und der totalen
Faktorproduktivität eine zeitliche Variation von �1 implizie-
ren. Die Entwicklung dieses Parameters wird durch einen
Random Walk zweiter Ordnung modelliert. Wir haben auch
getestet, ob �2 zeitlich variiert. Dabei hat sich
aber gezeigt, dass dieser Parameter zwar
zwischen den Ländern unterschiedlich,
innerhalb eines Landes über den Schätz-
zeitraum aber praktisch konstant ist. Die
Schätzung erfolgt im Rahmen eines so ge-
nannten Strukturellen Zeitreihenmodells (für
eine einführende Darstellung vgl. Flaig 2003).

Die Beschäftigungsschwelle ist damit auch
zeitlich variabel und gegeben durch

(4)

Da die Parameter �1 und �2 zwischen den
Ländern unterschiedlich sind, unterscheiden
sich auch die Beschäftigungsschwellen. Wie
bereits erwähnt, soll im Folgenden analysiert
werden, welche Effekte der Kündigungs-
schutz auf die Beschäftigungsschwelle hat.
Ein hoher Kündigungsschutz kann über
mehrere Kanäle auf die Arbeitsnachfrage und
damit auf die Beschäftigungsschwelle wir-

ken. Zum einen erhöht ein intensiver Kündigungsschutz bei
gegebenem Lohnsatz die Kosten des Faktors Arbeit, da
die Unternehmen mit höheren Anpassungskosten bei Be-
schäftigungsfluktuationen rechnen müssen. Zum anderen
führt der Schutz der beschäftigten Insider zu einem höhe-
ren Lohndruck und zu Inflexibilitäten. Dies alles senkt die Ar-
beitsintensität der Produktion und kann dazu führen, dass
die Unternehmen auf eine Ausweitung der Produktion we-
niger mit einer Beschäftigungserhöhung, sondern verstärkt
mit einer Ausdehnung des Kapitalstocks und Intensivierung
des Outsourcing reagieren. Technisch gesprochen sinkt der
Parameter �2 und die Beschäftigungsschwelle steigt.

Die Entwicklung der Beschäftigungsschwelle

Die Gleichung (3) haben wir für die 17 OECD-Länder, die in
Tabelle1 aufgeführt sind, mit Jahresdaten für den Zeitraum
von 1971 bis 2002 geschätzt. Die abhängige Variable ist
die Wachstumsrate des Arbeitsvolumens im Unterneh-
menssektor, die erklärende Variable die Wachstumsrate der
realen Bruttowertschöpfung im Unternehmenssektor (Quel-
le der Angaben: OECD, Economic Outlook). Produktion und
Beschäftigung im Staatssektor sind also nicht enthalten. Die
Daten für Deutschland beziehen sich bis einschließlich 1990
auf Westdeutschland, danach auf Gesamtdeutschland. Die
Gebietstandsveränderung wurde durch eine Dummy-Vari-
able aufgefangen.

Tabelle 1 gibt für verschiedene OECD-Länder und unter-
schiedliche Zeiträume die durchschnittlichen Beschäfti-
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Tab. 1

Die Entwicklung der Beschäftigungsschwellen (in %)

Zeitraum
Land

1971–1980 1981–1990 1991–2002 1971–2002

Australien 1,4 1,2 1,1 1,2
Belgien 6,0 3,9 1,5 3,6
Kanada 1,7 1,0 1,3 1,3
Dänemark 4,6 2,5 2,3 3,0
Finnland 4,2 3,8 3,3 3,7
Frankreich 4,7 3,5 2,2 3,4
Deutschland 5,4 1,6 2,4 3,1
Irland 6,5 3,9 1,0 3,6
Italien 6,6 2,2 1,3 3,3
Japan 4,0 2,1 3,3 3,2
Niederlande 4,2 3,0 1,6 2,8
Neuseeland – 1,4 1,6 – 4,0 – 1,4
Norwegen 6,1 2,7 2,8 3,8
Spanien 4,7 3,0 1,2 2,8
Schweden 3,4 2,1 2,0 2,4
Großbritannien 3,4 2,3 1,6 2,4
USA 1,4 0,5 1,5 1,1
Total 3,9 2,4 1,5 2,6

Quelle: Berechnungen der Autoren.
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gungsschwellen für die private Wirtschaft wieder. In den
meisten Ländern sind die Beschäftigungsschwellen wäh-
rend des gesamten Zeitraums gesunken. So betrug der
ungewichtete Durchschnitt der Beschäftigungsschwellen
in den siebziger Jahren 3,9%, in den achtziger Jahren 2,4%
und danach 1,5%. In Deutschland, den USA und Japan wa-
ren die Beschäftigungsschwellen in den neunziger Jahren
durchschnittlich um etwa einen Prozentpunkt höher als in
den achtziger Jahren. Dabei wiesen die USA aber eine re-
lativ niedrige Beschäftigungsschwelle in Höhe von 1,5%
auf und hatten in den achtziger Jahren eine außergewöhn-
lich niedrige Beschäftigungsschwelle von 0,5%, so dass die-
se Entwicklung auch als eine gewisse Normalisierung be-
trachtet werden kann.

Auffallend sind die relativ hohen durchschnittlichen Be-
schäftigungsschwellen in den kontinentaleuropäischen Län-
dern im Vergleich zu Australien, Kanada, Schweden, Groß-
britannien und den USA. Neuseeland stellt eine klare Sonder-
situation dar. Selbst bei einer starken Rezession (bei einem
Schrumpfen der Wirtschaft bis zu 4%) würde dort das Ar-
beitsvolumen in der privaten Wirtschaft zunehmen. Dieses
Bild deckt sich mit der häufig geäußerten Meinung von den
relativ starren und stark regulierten kontinentaleuropäischen
Arbeitsmärkten. Damit es nicht nur bei reinen Vermutungen
bleibt, muss anhand von empirischen Analysen untersucht
werden, inwieweit die institutionellen Regelungen der Ar-
beitsmärkte tatsächlich für die unterschiedliche Höhe und
Entwicklung der Beschäftigungsschwelle verantwortlich sind.

Die deutsche Situation ist in der Abbildung 1 im Detail wieder-
gegeben. Auffallend ist der starke Wiederanstieg der Be-
schäftigungsschwelle Anfang der neunziger Jahre auf fast
4%. Seit 2000 nimmt die Beschäftigungsschwelle eben-
falls wieder zu. Die Zunahme am Anfang der neunziger Jah-
re geht vermutlich auf das relativ hohe Wachstum der Ar-
beitskosten in diesem Zeiträumen zurück. 

Der Einfluss des Kündigungsschutzes

Im Folgenden wollen wir die Auswirkungen des Kündi-
gungsschutzes auf die Beschäftigungsschwellen näher
untersuchen. Den Employment Protection Index1 haben
wir für die Jahre von 1970 bis 1995 von Nickell (2001) und
Blanchard und Wolfers (2000) übernommen. Diese Wis-
senschaftler verwenden den Employment Protection Index I
(EPI I)2 der OECD für die Zeit nach 1984 und verknüpfen die-
sen mit den Angaben von Lazear (1990) für den davor lie-
genden Zeitraum, wobei sie Werte für die nicht vorhande-
nen Jahre interpolieren. Von 1996 bis 2002 verwenden wir
die neuen Erhebungen der OECD (2004) und die Angaben
in Nickell (2003), die sich ebenfalls auf Berechnungen der
OECD stützen.3 Die OECD-Daten beruhen im Vergleich zu
den Angaben von Lazear auf einer umfassenderen Bewer-
tung der verschiedenen Dimensionen des Kündigungs-
schutzes. Deshalb stellt diese Zeitreihe nur eine grobe An-
näherung an die tatsächliche Entwicklung des Kündi-
gungsschutzes in den jeweiligen Ländern dar. Unser Index
ist auf das Intervall von null bis zwei normiert, wobei zwei
den maximal möglichen Kündigungsschutz darstellt.

Der EPI-Index der OECD beinhaltet verschiedene institutio-
nelle Regelungen, die bei Einstellungen und Entlassungen
berücksichtigt werden müssen. Das Ausmaß des Kündi-
gungsschutzes in den einzelnen Ländern ergibt sich nicht
nur aus den einschlägigen Gesetzen, sondern auch durch
die Rechtsprechung und die tariflichen Vereinbarungen. Die
OECD berücksichtigt bei der Berechnung ihres EPI sowohl
institutionelle Regelungen für unbefristete Verträge als auch
Regelungen für befristete Arbeitsverträge und für Leiharbeit.
Bei den unbefristeten Verträgen werden beispielsweise die
Höhe der Abfindungszahlungen und die Kündigungsfristen
berücksichtigt. Der Index beinhaltet aber auch schwieriger
zu quantifizierende Regelungen wie etwa die formalen und
inhaltlichen Voraussetzungen dafür, dass eine Kündigung

wirksam wird oder die verschiedenen Ein-
spruchsmöglichkeiten der Arbeitnehmer ge-
gen die Kündigung und die Möglichkeiten zur
Anrufung des Arbeitsgerichts. In Deutsch-
land muss zum Beispiel eine Kündigung »so-
zial gerechtfertigt« sein (§1 des Kündi-
gungsschutzgesetzes). Auch bei den befris-
teten Beschäftigungsverhältnissen berück-
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Abb. 1

1 Eine adäquate Übersetzung des Begriffs Employment
Protection wäre Beschäftigungsschutz. Wir verwen-
den im Folgenden aber häufig den Begriff Kündi-
gungsschutz, obwohl der Employment Protection In-
dex mehr umfasst als die reinen Regelungen zum Kün-
digungsschutz (siehe hierzu die Ausführungen weiter
unten).

2 Die OECD berechnet auch einen EPI II, der noch um-
fassender als der EPI I ist. Allerdings gibt es diesen
Index erst seit Ende der neunziger Jahre (OECD 1999).  

3 Werte für die nicht vorhandenen Jahre interpolierten
wir linear.
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sichtigt die OECD eine Vielzahl von Indikatoren, wie bei-
spielsweise die maximale Dauer der Befristung, die mögli-
che Anzahl der aufeinander folgenden befristeten Verträge
oder inhaltliche Voraussetzungen für eine Befristung. Die ein-
zelnen Indikatoren werden von der OECD gewichtet und ab-
schließend zu einem umfassenden Index aggregiert.

Die Abbildung 2 stellt den Zusammenhang zwischen der Be-
schäftigungsschwelle und dem EPI dar, indem sie für beide
Variablen die landesspezifischen Durchschnitte wiedergibt.
Deutschland gehört zu der Gruppe der Länder mit den res-
triktivsten Kündigungsschutzregeln. Die USA, Großbritannien,
Australien und Kanada weisen dagegen einen relativ gerin-
gen Kündigungsschutz auf. Der positive Zusammenhang zwi-
schen den beiden Variablen ist an der eingezeichneten Re-
gressionsgeraden leicht erkennbar. Der Korrelationskoeffizient
beträgt 0,65 und ist bei einer Irrtumswahrscheinlichkeit von
einem Prozent signifikant von null verschieden.  

Die Botschaft der Abbildung 2 bestätigt sich auch, wenn
man mit etwas differenzierteren empirischen Methoden als
mit einem einfachen Streudiagramm der landesspezifischen
Durchschnitte die Daten analysiert. Die Ergebnisse der Re-
gressionsschätzung für einen gepolten Zeit-Länder-Quer-
schnitt (17 Länder über 32 Jahre) sind in der Tabelle 2
dargestellt. Die Schätzungen beinhalten einen linearen
Trend, da die Beschäftigungsschwellen im Zeitablauf ten-
denziell zurückgegangen sind (vgl. Tab. 1).4 Der Trend ist
hoch signifikant. Ein stärker ausgeprägter Kündigungs-
schutz erhöht signifikant die Beschäftigungsschwelle. Steigt
der EPI um einen Punkt, so erhöht sich nach unserer Schät-

zung die Beschäftigungsschwelle um
1,2 Prozentpunkte. Deutschland hatte zwi-
schen 1991 und 2002 im Durchschnitt ei-
ne Beschäftigungsschwelle von 2,4% im
privaten Sektor. Wäre in Deutschland in die-
sem Zeitraum der Kündigungsschutz ähn-
lich wie in Großbritannien (EPI = 0,4 anstatt
1,4 für Deutschland) gewesen, so hätte sei-
ne Beschäftigungsschwelle nur 1,2% be-
tragen. Das Wachstum hätte also nur halb
so hoch sein müssen, damit es zu einer
Ausweitung der Beschäftigung in den pri-
vaten Unternehmen gekommen wäre. In
den Jahren von 1991 bis 2002 wuchs die
private Wirtschaft in acht Jahren um weni-
ger als 2,4%, aber nur in vier Jahren um we-
niger als 1,2%. Die Beschäftigung wäre mit
britischen Kündigungsschutzregelungen in
Deutschland also nicht in acht, sondern nur

in vier Jahren zurückgegangen. Dabei wäre die Belebung
des Arbeitsmarktes wahrscheinlich noch höher ausgefal-
len, da wir nur den partiellen Effekt der Beschäftigungsin-
tensität des Wachstums berücksichtigen. So ist damit zu
rechnen, dass ein geringerer Kündigungsschutz zusätzlich
das Wachstum erhöht (Blanchard und Portugal 2001) und
nicht nur die Beschäftigungsintensität des Wachstums.  

Die vorliegenden Ergebnisse sollten als erster Schritt einer
umfassenden Analyse der Einflussfaktoren auf die Be-
schäftigungsschwelle betrachtet werden, da die Höhe der
Beschäftigungsschwelle sicherlich auch noch von anderen
institutionellen Arbeitsmarktregelungen als dem Kündi-
gungsschutz abhängt. Die Autoren arbeiten gerade daran,
weitere potentielle Einflussfaktoren, beispielsweise den ge-
werkschaftlichen Organisationsgrad oder die Abgabenlast
auf den Faktor Arbeit, in ihre Analysen mit einzubeziehen.
Erste Ergebnisse weisen darauf hin, dass auch diese Vari-
ablen einen Einfluss auf die Beschäftigungsschwelle ha-
ben, wobei der signifikante Effekt des Kündigungsschutzes
aber erhalten bleibt. Eine Lockerung des Kündigungs-
schutzes senkt die Beschäftigungsschwelle und leistet ei-
nen Beitrag zur Entspannung des Arbeitsmarktproblems.
Lockerungen des gesetzlichen Kündigungsschutzes sollten
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Abb. 2

Tab. 2
Beschäftigungsschwelle und Kündigungsschutz

Beschäftigungsschwelle Koef. t-Wert

EPI 1.215 9.34
Trend –.105 –11.12
Konstante 3.015 12.23

Regression mit robusten Standardfehlern
Beobachtungen = 543
R2 = 0.3058

Quelle: Berechnungen der Autoren.

4 Die Einführung eines linearen Trends ist allerdings eine sehr restriktive An-
nahme. Deswegen haben wir das Modell auch mit Dummy-Variablen für
die einzelnen Jahre geschätzt, um mögliche Schocks zu erfassen. Die fi-
xen Zeiteffekte erwiesen sich insgesamt als hochsignifikant. Allerdings
ändern sich die Aussagen bezüglich des EPI nicht. Der Koeffizient beträgt
nun 1,285 und ist ebenfalls hochsignifikant (t-Wert = 10,2).
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daher einen hohen Stellenwert in der arbeitsmarktpolitischen
Reformdiskussion haben (für konkrete Vorschläge vgl. bspw.
Sachverständigenrat 2003).
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